
n Anlässlich des 1. Internationalen Symposiums zur
zahnärztlichen Betreuung von Menschen mit Behinde-
rung im April 2004 in Berlin wurde der Ruf nach einem 
gesetzlich geregelten Leistungsanspruch nicht nur
durch die Zahnmedizin selbst, sondern auch durch Ver-
treter der gesetzlichen Krankenkassen erneut laut.
Fortsetzung fanden diese Bemühungen in den Jahren
2009 und 2010 in Vorträgen und Diskussionen während
parlamentarischer Abende, bei denen die Impulsrefe-
rate von der stellvertretenden Vorsitzenden der AG ge-
halten wurden. Teilnehmer waren nicht nur Vertreter
der Zahnmedizin, sondern auch aus Politik, Ministerien
und Selbsthilfeverbänden. Über den dringenden Hand-
lungsbedarf bestand auf allen Ebenen Konsens. Seitens 
der Zahnmedizin (KZBV, BZÄK) und der wissenschaft-
lichen Fachgesellschaften (AG Zahnärztliche Behinder-
tenbehandlung und Deutsche Gesellschaft Alters-
zahnmedizin) wurde deshalb im Jahr 2010 ein runder
Tisch ins Leben gerufen und gemeinsam das Konzept
„Mundgesund trotz Handicap und hohem Alter – Kon-
zept zur vertragszahnärztlichen Versorgung von Pfle-
gebedürftigen und Menschen mit Behinderungen“ mit
Lösungsvorschlägen erarbeitet. Wissenschaftlich fun-
diert werden darin präventive und therapeutische
 Leistungen, der Ausgleich des Mehraufwandes für die
zahnmedizinische Behandlung und die Verankerung
der Anspruchsberechtigung in § 22a SGB V für Men-
schen mit zahnmedizinisch relevanten Behinderungen
gefordert.1 Zur Anpassung der zahnärztlichen Behand-
lungsmaßnahmen für Menschen mit besonderem Für-
sorgebedarf sind nicht nur gesetzliche Regelungen  zur
Vergütung des zeitlichen Mehraufwands bei der am -
bulanten zahnärztlichen Behandlung, sondern auch
Sonderregelungen für Abweichung von Richtlinien bei
der prothetischen Versorgung sowie zur aufwandsadä-
quaten Finanzierung von Behandlungen in Intuba-
tionsnarkose erforderlich.
Mit der im März 2009 durch Deutschland ratifizierten
UN-Behindertenrechtskonvention wird das Recht für

Menschen mit Behinderung anerkannt, das erreich-
bare Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminie-
rung aufgrund von Behinderung zu genießen. Im Arti-
kel 25 Ab s. b der UN-Behindertenrechtskonvention2

heißt es: „Insbesondere bieten die Vertragsstaaten die
Gesundheitsleistungen an, die von Menschen mit Be-
hinderungen speziell wegen ihrer Behinderung benö-
tigt werden, ...“
Im Juni 2011 fand deshalb in Berlin auf Einladung der
Vertreter des runden Tisches ein Treffen mit Betroffe-
nenverbänden (Menschen mit Behinderung und Pfle-
gebedarf) statt. Gemeinsam wurde über Möglichkei-
ten der Umsetzung der Forderungen des AuB-Konzep-
tes beraten. Mit dem GKV-Versorgungsstrukturgesetz
wurde Anfang des Jahres 2012 zwar ein erster Schritt
zur Verbesserung der zahnmedizinischen Betreuung
für Menschen mit Behinderung gemacht, indem fi-
nanzielle Zuschläge für aufsuchende Betreuung ge-
währt werden. Allerdings geht es bei der Lösung der
Versorgungsprobleme vor allem darum, den Leis-
tungsanspruch für den zahnärztlichen Behandlungs-
und Präventionsbedarf festzuschreiben. Deshalb wird
aktuell im Rahmen des Beschlusses des Pflegege -
setzes gefordert, zumindest zahnmedizinisch präven-
tive Leistungen für diese Patientengruppen gesetzlich
festzuschreiben. Auch hier wirken Zahnmedizin und
Betroffene zusammen. 
Ziel einer zukünftigen Gesundheitsversorgung muss 
es sein, Menschen mit Behinderung eine gleich gute
Mundgesundheit wie der übrigen Bevölkerung zu er-
möglichen. Um dies sicherzustellen, ist es wichtig, so-
wohl einen chancengleichen Zugang zur zahnmedizini-
schen Versorgung als auch ein den individuellen Ein-
schränkungen angepasstes zahnmedizinisches Leis-
tungsangebot vom Gesetzgeber einzufordern. n
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Bericht über die sozial- und  berufspolitische Entwicklung 

Die notwendige Verbesserung der Zahn- und Mundgesundheit für Menschen mit Behinde-
rung wird von der AG Zahnärztliche Behindertenbehandlung seit vielen Jahren gefordert, mit
bereits positiven Ergebnissen. Zukünftig sollte jedoch noch stärker auf die Bedürfnisse dieser
besonderen Patientengruppe eingegangen werden. 
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